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Allgemeines Deutsches Handelsgesetzbuch 
am Ende 
alte(r) Fassung 
Aktiengesellschaft, Amtsgericht (je nach Kontext) 
Gesetz zur Regelung des Rechts der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen 
Aktiengesetz 
allgemein 
Anmerkung 
Artikel 
Allgemeines Schuldrecht 
Allgemeiner Teil 
Auflage 
Gesetz über den Vertrieb ausländischer Investmentanteile und 
über die Besteuerung der Erträge aus ausländischen Investment-
anteilen 
Bundesarbeitsgericht 
Der Betriebsberater 
Band 
Betriebsverfassungsgesetz 
Bürgerliches Gesetzbuch 
Bundesgesetzblatt Teill 
Bundesgerichtshof 
Entscheidungen des Bundesgerichtshofes in Zivilsachen 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz ) 
Bundesnotarordnung 
Börsengesetz 
Bundesrechtsanwaltsordnung 
Bundesratsdrucksache 
Bundesrepublik Deutschland 
Bundestagsdrucksache 
Bundesverfassungsgericht 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, amtliche 
Sammlung nach Band und Seitenzahl 
bezüglich 



bzw. 
cic 
d. 
DAR 
DB 
ders. 
d.h. 
dies. 
DJT 
DJZ 
DVR 
ebd. 
EDV 
Einf. 
Ein!. 
evt!. 
EzA 
f. 
FamRZ 
ff. 
Fn. 
FS 
gern. 
GewO 
GG 
GmbH 
GmbHG 
GmbHR 
GoA 
GS 
Hbbd 
HGB 
h.M. 
HRR 
hrsg. 
Ld.F. 
Ld.S. 
Le.S. 
IHK 
insb. 
insbes. 
i.S.v. 
i.V.m. 
Lw.S. 
JR 
Jura 
JuS 
JW 
JZ 

2* 

Abkürzungsverzeichnis 

beziehungsweise 
culpa in contrahendo 
der, die, des 
Deutsches Autorecht 
Der Betrieb 
derselbe 
das heißt 
dieselbe 
Deutscher Juristentag 
Deutsche Juristenzeitung 
Deutsche Verkehrssteuer-Rundschau 
ebenda 
Elektronische Datenverarbeitung 
Einführung 
Einleitung 
eventuell 
Entscheidungssammlung zum Arbeitsrecht 
folgende, folgender (Singular) 
Zeitschrift für das gesamte Familienrecht 
folgende (Plural) 
Fußnote 
Festschrift 
gemäß 
Gewerbeordnung 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
GmbH-Rundschau 
Geschäftsführung ohne Auftrag 
Gedenkschrift, Gedächtnisschrift 
Halbband 
Handelsgesetzbuch 
herrschende Meinung 
Höchstrichterliche Rechtsprechung 
herausgegeben 
in der Fassung 
in diesem Sinne 
im engeren Sinne 
Industrie und Handelskammer 
insbesondere 
insbesondere 
im Sinne von 
in Verbindung mit 
im weiteren Sinne 
Juristische Rundschau 
Juristische Ausbildung 
Juristische Schulung 
Juristische Wochenschrift 
Juristen-Zeitung 
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KAG 
KAGG 
KFZ 
KG 
KuT 
KWG 
LG 
li. Sp. 
LM 
mbH 
MlD/H 
MDR 
m.E. 
Mot. 
MünchHdb. 
MünchKom 
m.w.N. 
n.F. 
NJW 
NJW-RR 
NT. 
o. 
o.ä. 
ÖJZ 
OLG 
pFV 
Publikums-KG 
pVV 
RabelsZ 
RAnwO 
re. Sp. 
RG 
RGRK 

RGZ 
Rn. 
RT-Drucks. 
Rz. 
S. 
SachverständigenO 
SchSchutzD 
SJZ 
sog. 
SR 
StBerG 
StGB 
Teilbd. 
u.ä. 
UWG 

Abkürzungsverzeichnis 

Kapitalanlagegesellschaft 
Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften 
Kraftfahrzeug 
Kommanditgesellschaft 
Konkurs und Treuhandwesen 
Kreditwesen-Gesetz 
Landgericht 
linke Spalte 
Lindenmaier -Möhring 
mit beschränkter Haftung 
Maunz/Dürig/Herzog 
Monatsschrift für Deutsches Recht 
meines Erachtens 
Motive 
MünchenerHandbuch 
Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
mit weiteren Nachweisen 
neue Fassung 
Neue Juristische Wochenschrift 
NJW -Rechtsprechungsreport -Report Zivilrecht 
Nummer 
oder 
oder ähnlich(es) 
Österreichische Juristen-Zeitung 
Oberlandesgericht 
positive Forderungsverletzung 
Publikums-Kommanditgesellschaft 
positive Vertragsverletzung 
Rabels Zeitschrift für internationales und ausländisches Privatrecht 
Rechtsanwaltsordnung 
rechte Spalte 
Reichsgericht 
Das Bürgerliche Gesetzbuch mit besonderer Berücksichtigung der 
Entscheidungen des Reichsgerichts und des Bundesgerichtshofes 
Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen 
Randnummer 
Reichstagsdruchsache 
Randziffer 
Seite 
Sachverständigenordnung 
Schuldverhältnis mit Schutzwirkung für Dritte 
Schweizerische Juristenzeitung 
sogenannter, sogenannte, sogenanntes 
Schuldrecht 
Steuerberatungsgesetz 
Strafgesetzbuch 
Teilband (z.B. Esser / Schmidt,) 
und ähnliches/und ähnliche 
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 



v. 
Verf. 
VerglO 
VersR 
vgl. 
Vorbem. 
VschD 
VzD 
wistra 
Wpg (Die Wpg) 
Wp-Hdb. 
WPM 

WPO 
WRV 
z.B. 
ZGB 
ZGR 
ZHR 
Ziff. 
ZIP 

ZPO 
ZRP 
zust. 
ZVerglRWiss 
ZZP 

Abkürzungsverzeichnis 

von, vom 
Verfasser, Verfasserin 
Vergleichsordnung 
Versicherungsrecht 
vergleiche 
Vorbemerkung 
Vertrag mit Schutzwirkung für Dritte 
Vertrag zugunsten Dritter 
Zeitschrift für Wirtschaft, Steuer, Strafrecht 
Die Wirtschaftsprüfung (Zeitschrift) 
Wirtschaftsprüferhandbuch 
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Zeitschrift für Wirtschaft und Bankrecht, Wertpapiermitteilungen, 
Teil IV; (auf die inzwischen verstärkt gebrauchte Abkürzung "WM" 
wurde hier verzichtet, um nicht mit der Zeitschrift "Wohnungswirt-
schaft und Mietrecht" zu kollidieren). 
Wirtschaftsprüferordnung 
Weimarer Reichsverfassung 
zum Beispiel 
Zivilgesetzbuch der Schweiz 
Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht 
Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht 
Ziffer 
Zeitschrift für Wirtschaftsrecht, bis 1982: Zeitschrift für Wirt-
schaftsrecht und Insolvenzpraxis 
Zivilprozeßordnung 
Zeitschrift für Rechtspolitik 
zustimmend, zustimmender, zustimmende 
Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft 
Zeitschrift für Zivilprozeß 





Grundlegung 

Ziele der Arbeit 

Eine Haftung für Vermögens schäden gegenüber Nichtvertragspartnern - im 
folgenden kurz Dritthaftung genannt - hat im BGB im nichtdeliktischen Schuld-
recht, sieht man einmal vom Vertrag zugunsten Dritter ab, keine generelle 
Regelung gefunden. Wenn man aber die §§ 823ff. BGB nicht von vornherein 
als abschließende Regelung dieser Haftungsfragen ansieht, gilt es zu überle-
gen, auf welche Rechtsgrundlagen sich eine weitergehende Haftung Dritter 
stützen könnte und welchen Beschränkungen sie unterliegen muß. Daß die 
§§ 823ff. BGB keine gänzlich abschließende Regelung für alle jene Fälle dar-
stellen, in denen die vertragliche Haftung nicht eingreift, läßt sich mit Ent-
wicklungen wie der culpa in contrahendo (cic), der positiven Forderungsver-
letzung (pFV) und des Vertrages mit Schutzwirkung für Dritte belegen. Folg-
lich ist es berechtigt zu fragen, ob sich für Konstellationen der Dritthaftung, 
deren typische Fälle gleich zu Beginn der Arbeit vorgestellt werden sollen, 
eine Lösung finden läßt, bei der nach vertragsnahen Regeln gehaftet werden 
soll. Dabei soll sowohl untersucht werden, ob insoweit die gesetzlich veran-
kerten Normen anwendbar sind oder ein Regelungsvorbild geben, als auch, ob 
eine der oben genannten Fortbildungen jenseits der im BGB geschriebenen 
Normen für die Bewältigung dieser Fälle ein Beispiel zu geben vermag. 

Mancher mit den Problemen der Dritthaftung vertraute Leser wird sich nun 
erinnern, daß es gerade im Bereich der hier interessierenden Haftungspro-
bleme bereits zahlreiche Arbeiten aus jüngerer Zeit gibt; zu denken ist vor 
allem an die Werke von Bohrer!, Grote2 und Schmitz3 . Damit könnte einer 
weiteren Arbeit in diesem Bereich der Boden entzogen sein. Diesen Gedan-
ken habe ich zwar erwogen, aber verworfen, weil ein Aspekt gewählt werden 
soll, unter dem die Probleme bisher kaum in Angriff genommen worden sind: 

Ich möchte die Haftung von Nichtvertragspartnern (Dritten) für den 
Bereich beleuchten, in dem es um Schadensersatz für primäre Vermögens-
schäden geht und die Schäden bei einem Geschädigten eintreten, den mit dem 

1 Ders., Die Haftung des Dispositionsgaranten, 1980. 
2 Ders., Die Eigenhaftung Dritter als Anwendungsfall der culpa in contrahendo, 

1984. 
3 Ders., Dritthaftung aus culpa in contrahendo, 1980. 
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Schädiger keine primären Leistungspflichten verbinden4; die Beispiele werden 
schnell verdeutlichen, um welche Konstellationen es geht: 

Fall 15; 

Als A einen Neuwagen kaufte, nahm der KFZ-Händler U dessen gebrauchtes Fahr-
zeug "in Zahlung" und veräußerte es entsprechend dem Auftrag des A in dessen 
Namen unter Ausschluß jeglicher Gewährleistung. Der Interessent und spätere Erwer-
ber des Gebrauchtwagens, B, führte vor der Kaufentscheidung mehrere Gespräche 
über das Fahrzeug, bei denen seitens des U der Verkaufsangestellte (AN) aufgetreten 
war. Bei einer Besichtigung des Wagens versicherte AN, die Werkstatt habe eine neue 
Kupplung eingebaut und damit sei das KFZ wieder voll gebrauchsfähig. Er, AN, sei 
gelernter KFZ-Mechaniker und könne das beurteilen. Tatsächlich wußte AN aber nur, 
daß die alte Kupplung des KFZ nichts mehr getaugt hatte; er nahm an, es sei eine neue 
Kupplung eingesetzt worden, weil er keine gebrauchte vorrätig wähnte. 

In Wahrheit aber war eine schon gebrauchte Kupplung eingesetzt worden. Deren 
MontagesteIlen barsten wegen früherer Beanspruchung schon nach wenigen Tagen. 
Dabei wurden Motor und Getriebe des KFZ so stark beschädigt, daß der Wagen nur 
mehr Schrottwert hat. 

Welche Ansprüche hat der Erwerber gegen U und gegen AN? 

Fall 26; 

Bauunternehmer U und Bank B wollten einen Kreditvertrag zur Finanzierung eines 
Baus schließen. U beauftragte den Wirtschaftsprüfer W, für B eine Aufstellung seiner 
Immobilien anzufertigen. Dies geschah, und die Aufstellung, versehen mit dem Wirt-
schaftsprüfersiegel des W, ging B zu. Dabei enthielt die Aufstellung den Hinweis, die 
Verkehrswerte der Immobilien seien von U selbst ermittelt und von W nicht überprüft 
worden. Einige der Grundstücke waren als belastet ausgewiesen, andere nicht. Die 
Aufstellung gelangte nach Abzug der Belastungen zu einem Reinvermögen von 22 Mio. 
DM. B bewilligte daraufhin den Kredit von 2 Mio. DM, der nur am Baugrundstück 
dinglich gesichert wurde. U fiel in der Folgezeit in Konkurs, und B fiel mit 200.000 DM 
aus. 

Diesen Betrag verlangt B von W. 

Zur Begründung führt Ban, W habe gewußt, daß das größte als unbelastet ausgewie-
sene Grundstück des U jedenfalls einmal belastet gewesen war (das hat W selbst im 
Prozeß vorgetragen), und W habe keine Unterlagen vorgelegt, aus denen die Ablösung 
der Belastung hervorgehe. B behauptet, sie hätte den Kredit nicht vergeben, hätte sie 
von der Belastung auch dieses besonders wertvollen Grundstücks gewußt. 

4 Vgl. hierzu Medicus, JuS 86, 665ff., insb. S. 668. 
5 Die Fallgestaltung ist angelehnt an den bei Bohrer, Die Haftung des Dispositions-

garanten, S. 1 f. geschilderten Fall 3; vgl. aber auch einfachere Sachverhalte aus der 
Praxis, die das Arbeitnehmerproblem nicht aufweisen: BGH v. 21.01.75, BGHZ 63, 
S. 382ff. sowie LG Oldenburg v. 11.07.78, NJW 79, S. 432f. 

6 Sachverhalt angelehnt an BGH v. 19.03.86, JZ 86, 1111 f. 
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Fall 3 7: 

Für die X-GmbH wurde 1976 ein Kapitalgeber gesucht. G, deren Alleingesellschaf-
ter und Geschäftsführer, trat deshalb in Verhandlungen mit B ein. Zu den Beratungen 
wurde auch der Steuerberater St zugezogen, der seit Anfang 1976 die Bücher der X 
führte. Im Spätsommer 1976 teilte St dem B schriftlich mit, welche Umsätze die Gesell-
schaft bisher in 1976 erzielt hatte. Dabei hatte St einen Betrag von 300.000 DM mitein-
gerechnet, der nach Angaben von G auf solche Leistungen entfiel, die bereits ausge-
führt aber noch nicht bezahlt und in Rechnung gestellt worden waren. Solche Leistun-
gen existierten jedoch nicht. Im November investierte B daraufhin 10.000 DM in die X 
als Gesellschaftsanteil und 190.000 DM als Darlehen. Als im Dezember die Eröffnung 
des Konkurses über das Vermögen der X mangels Masse abgelehnt wurde, nahm B 
sowohl G als auch St gesamtschuldnerisch auf Zahlung der 200.000 DM in Anspruch. 

Fall 48: 

A war Geschäftsführer und Alleingesellschafter einer GmbH. Er kaufte 1977 ab 
Mitte des Jahres noch Waren bei B ein; die als Gegenleistung akzeptierten Wechsel gin-
gen jedoch zu Protest und im Februar 1978 fiel die GmbH in Konkurs. B fiel mit seinen 
Forderungen aus. Im Prozeß erwies sich noch in der Revisionsinstanz als streitig und 
ungeklärt, ob die GmbH schon Mitte 1977 überschuldet war und A dies erkennen 
konnte. 

Welche Erfolgsaussichten hat eine Klage des B gegen A auf Erstattung des Wertes 
der unbezahlten Waren? 

Die Frage, ob in den geschilderten Fallkonstellationen jeweils Schadens-
ersatz zu leisten ist, soll als Problem (vorwiegend) richterlicher Rechtsfortbil-
dung verstanden werden. Eine solche Sichtweise, die den Rechtsfortbildungs-
aspekt in den Vordergrund rückt, ist für den angesprochenen Fragenkreis von 
besonderem Interesse, wenn man sich verdeutlicht, welche Rechtsunsicher-
heit in diesem Bereich herrscht. Diese läßt sich am besten mit einem Hinweis 
von Nirk9 untermauern, der im Hinblick auf die häufig als Rechtsgrundlage 
herangezogene cic bereits vor einiger Zeit auf die überdurchschnittlich hohe 
Zahl von Berufungsverfahren und von deren Entscheidungen abweichenden 
Revisionsurteilen des BGH hingewiesen hat. Die Zahl der Verfahren scheint 
mir, allein nach den Entscheidungsveröffentlichungen zu Dritthaftungsfragen 
zu urteilen, noch gestiegen zu sein. Mehr Rechtssicherheit kann, wenn man 
nicht allein auf den Gesetzgeber vertraut, hier nur erreicht werden, wenn sich 
eine gut begründete und sachlich gerechtfertigte richterliche Rechtsfortbil-
dung stabilisiert und damit Ergebnisse wieder vorhersehbar werden. 

Einen weiteren Anlaß zu dieser Arbeit liefern die auseinanderklaffenden 
Ergebnisse früherer Arbeiten. Versuche, die Ergebnisse der von der Recht-

7 Sachverhalt angelehnt an BGH v. 17.09.85, WPM 85, 1531f. 
8 Der Sachverhalt ist frei nach BGH v. 27.10.82, WPM 82,1322 gebildet. 
9 Ders., FS Möhring, S. 71f. und dort auch Fn. 5. 


